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Finanzpolitik

Unsichere Basis für 1974
Eberhard Thiel, Hamburg

Die in der BRD im Herbst 1973 vorgelegten 
Finanzplanungen für 1974 und darüber hinaus 

waren wie üblich unter der Prämisse erstellt wor
den, daß wesentliche externe Störungen aus- 
bleiben. So waren der Etatentwurf und die mehr
jährige Finanzplanung selbstverständlich noch 
nicht mit den Problemen einer sich wie auch 
immer auswirkenden Verknappung des Rohöls be
lastet. Vielmehr wurden die finanzpolitischen Pla
nungen in das schon zur Tradition gewordene 
Wachstumskonzept eingepaßt mit dem Versuch, 
speziell das Anfangsjahr 1974 konjunkturell auch 
mit Hilfe der Finanzpolitik abzusichern. Das be
deutete, daß für 1974 noch keine Expansionspoli
tik betrieben, sondern das Stabilitätsziel möglichst 
konsequent verfolgt werden sollte. Bereits im 
Mai 1973 war diese Politik akzentuiert worden: 
Die damals verfügten, auch in das Jahr 1974 hin
einwirkenden Steuer- und ausgabenpolitischen 
Maßnahmen bezweckten sowohl eine Dämpfung 
der privaten Investitionen als auch Entzugseffekte 
bei den privaten Haushalten. Die zusätzlichen 
öffentlichen Einnahmen sollten bei der Bundes
bank stillgefegt werden, die ihrerseits ihre Hoch
zinspolitik weiter verfolgte.

Prekäre Situation

Obgleich der Konjunkturaufschwung ins Stöcken 
geraten war, hielt es die Bundesregierung ange
sichts weiterer Preissteigerungen bei Einbringung 
des Haushaltsplans 1974 für erforderlich, darauf 
zu drängen, daß der öffentliche Gesamthaushalt 
seinen restriktiven Kurs weiter verfolgt. Für den 
Bund war ein Ausgabenzuwachs in Höhe von 
10,5 ®/o gegenüber 1973 vorgesehen. Damit hielt 
sich der Bundesetat an die vorausgeschätzte no
minale Steigerungsrate des Bruttosozialprodukts,
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die ihrerseits auf der Annahme eines realen 
Wachstums von 3 %  basierte. Die erwarteten 
Steuermehreinnahmen sollten das ursprünglich 
vorausgeschätzte Verschuldungsvolumen vermin
dern. Die noch für sinnvoll gehaltene Dämpfung 
der Konjunktur sollte somit weniger über die 
Ausgaben- als über die Einnahmenpolitik erreicht 
werden.
In dieser Periode einer sich abschwächenden kon
junkturellen Entwicklung stellte die sich im Spät
herbst 1973 abzeichnende Rohölverknappung die 
Wirtschaftspolitik und damit auch die Finanzpolitik 
vor eine prekäre Situation; dadurch erfolgte eine 
weitere Dämpfung der konjunkturellen Entwick
lung und außerdem mußte mit weiteren Preisstei
gerungen gerechnet werden.

Die klassischen Instrumente zur Bekämpfung 
einer sich abzeichnenden Rezession können nicht 
angewandt werden. Einmal würde eine global be
triebene expansive Ausgaben- und SteuerpolitlR 
des Staates angesichts der vorliegenden Preis
situation mit Sicherheit weiter vom Stabilitäts
ziel fortführen; das gilt wohl auch, wenn durchaus 
mit einem relativen Absinken der sonstigen Nach
frageströme zu rechnen wäre. Ein auf bestimmte 
Sektoren und Regionen gerichtetes Maßnahme
bündel könnte dagegen dort das Beschäftigungs
risiko vermindern helfen, wenngleich auch dann 
Preiseffekte unvermeidbar erscheinen.

Schlüsselstellung des Erdöls

Ein weiteres und wesentlicheres Moment, das 
einer generellen Expansionspolitik entgegensteht, 
ist bei dieser speziellen Konstellation in der Tat
sache zu sehen, daß die Verfügbarkeit über den 
realen Produktionsfaktor ö l vermindert ist. Die 
Rohölverknappung führt bekanntlich nicht nur 
über Preissteigerungen zu einer Beeinträchtigung 
der Nachfrage, sondern auch zu Produktionsein
schränkungen. Hier fällt graduell ein Faktor aus, 
ohne den auch die klassische Expansionspolitik 
nicht das Ziel der Vollbeschäftigung erreichen 
kann und der überdies erheblich zu Preissteige
rungen beiträgt.
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Daher ist es auch verständiich, daß in der BRD 
bis Ende 1973 die Kreditbremsen noch nicht ge- 
locl<ert wurden, denn aufgrund der Schiüsseistei- 
lung des Öls l<ann eine Expansionspolitik l<urz- 
fristig keine Erhöhung des Güterangebots bewir
ken. Und für eine seiektive Förderung von Bran
chen oder Regionen ist das Instrumentarium der 
Bundesbank nicht geeignet.

Reales Wachstum von 1 %

Das Sondergutachten des Sachverständigenrates 
vom Dezember 1973 kommt so zu einer Revision 
seiner noch im Jahresgutachten 1973 wenige Wo
chen vorher geäußerten Meinung, daß sich der 
Aufschwung fortsetze und nicht durch ein be
schränktes Angebot, sondern durch eine nach
lassende Nachfrage begrenzt werde. Nunmehr hält 
der Sachverständigenrat für 1974 lediglich noch 
ein reales Wachstum des Bruttosozialproduktes 
in Höhe von 1 %  für möglich; er geht dabei von 
einer zu erwartenden Fehlmenge an Mineralöl
erzeugnissen in Höhe von 30 Mill. Tonnen aus, 
nimmt jedoch an, daß erhebliche Öleinsparungen 
durchgesetzt werden können, und empfiehlt einige 
flankierende Maßnahmen.

Eine Beurteilung dieser Projektion hat die heute 
noch weitgehende Ungewißheit über das tatsäch
liche Ausmaß der Ölverknappung und damit auch 
über den Grad der inländischen Preissteigerung 
zu beachten. Die Verlautbarungen der Ölliefer
staaten deuten jedoch gerade in letzter Zeit dar
auf hin, daß die Abgabepreise für Rohöl stark 
steigen werden, wenn auch für die Zukunft wieder 
höhere Öllieferungen angekündigt wurden.

Doppelstrategie der Bundesregierung

Die Bundesregierung stellte inzwischen klar, daß 
sie in dieser Situation kein Expansionsprogramm 
durchführen will, daß sie vielmehr eine gezielte 
Lockerung der besonders seit Mai 1973 betriebe
nen Politik anstrebe, um das bei starkem Nach
fragerückgang zu groß werdende Beschäftigungs
risiko zu vermeiden und um auch einen Beitrag 
zur Preisstabiiität zu leisten. Sie beschloß im 
Dezember 1973 eine Reihe von Maßnahmen, die 
dieser Doppelstrategie entsprechen sollen.

Die seit Mai 1973 im Rahmen der Mehrwertsteuer 
erhobene Investitionssteuer wird nicht mehr für 
Güter erhoben, die nach dem 30.11.1973 bestellt 
oder mit deren Herstellung nach diesem Termin 
begonnen wurde. Gleichzeitig ist eine Wiederzu
lassung der degressiven Abschreibung für beweg
liche Güter des Anlagevermögens verfügt worden. 
Beide Maßnahmen sollen die Investitionstätigkeit 
erneut anreizen und außerdem zur Kostensenkung 
beitragen.

Die Erfoigsaussichten dieser Maßnahmen dürften 
ganz davon abhängen, wie die potentiellen In
vestoren ihre Absatzchancen sehen und wie sich 
in den einzelnen Branchen der Investitionsgüter
industrie die Rohölverknappung auswirken wird. 
Denn wenn es dort zu Einschränkungen aufgrund 
des fehlenden Einsatzfaktors Rohöl oder Energie 
kommt, können auch stimulierende Maßnahmen 
keine Angebotserhöhung hervorrufen. Außerdem 
ist zu bemerken, daß es sich bei diesen Maß
nahmen keineswegs um gezielte Instrumente han
delt, sondern daß sie global wirksam sind.

Um der starken Verminderung der Bautätigkeit 
entgegenzuwirken, ist die ebenfalls seit Mai 1973 
ausgesetzte Möglichkeit der Inanspruchnahme von 
Sonderabschreibungen nach § 7b  des Einkom
mensteuergesetzes für Ein- und Zweifamilien
häuser und Eigentumswohnungen erneut einge
räumt worden, wenn der Antrag auf Baugeneh
migung nach dem 31.12.1973 gestellt wird. Ob 
angesichts der Zinsverhältnisse ein kurzfristiges 
Ansteigen der Bautätigkeit ln diesem Bereich er
folgen wird, sollte auch unter dem Aspekt der all
gemeinen Unsicherheit nur vorsichtig beurteilt 
werden.

Sektorale und regionale Maßnahmen

Darüber hinaus ist eine Ausweitung der Möglich
keiten zu Sonderabschreibungen für Investitionen 
im Kohle- und Erzbergbau auf Betriebe des 
Braunkohlentagebaus vorgesehen. Wichtig ist die 
Ankündigung, daß Programme für künftige öffent
liche Investitionen ausgearbeitet werden sollen. 
Diese möglicherweise zeitlich vorgezogenen Inve
stitionen sollen mit Hilfe der Rücklagen finanziert 
werden. Der letzte Hinweis ist nur im Zusammen
hang mit Verschuldungsdiskussionen relevant, da 
auch ohne Rücklagen dem Staat Finanzierungs
möglichkeiten im Zentraibanksystem offenstehen.

Insgesamt sollen im Rahmen der vorläufigen 
Haushaltsführung 1974 keine Restriktionen in 
bezug auf den investiven Bereich verfügt werden. 
Auch wird die für .1974 vorgesehene Streckung 
der Bundesausgaben bei . den Gemeinschafts
aufgaben zur Verbesserung der Agrarstruktur, 
des Küstenschutzes und der regionalen Wirt
schaftsstruktur aufgehoben, wodurch auch regio
nale Aspekte in das Programm aufgenommen 
wurden. Dagegen ist keine Erhöhung der Investi
tionszulagen für die Regionalförderung auf die 
alte Höhe von 10%  erfolgt. Auch ist zunächst 
keine Reduktion der Mineralölsteuer vorgesehen.

Im Jahresgutachten 1973 hatte der Sachverstän
digenrat abgeleitet, daß der öffentliche Gesamt
haushalt 1974 mit der angenommenen Steigerung 
von 10,5% ohne Berücksichtigung der im Mai 
verfügten Steuererhöhungen expansiv wirken

WIRTSCHAFTSDIENST 1974/1 29



FINANZPOLITIK

werde. Wenn nun erwartet werden muß, daß das 
Bruttosozialprodukt mit einer geringeren Rate 
wächst und der Staat eventuell zusätzliche In
vestitionsprogramme durchführen wird, dann 
dürfte der Expansionseffekt noch zunehmen. Das 
Sondergutachten empfiehlt auch, die Ausgaben 
des Staates nicht zu vermindern, weist gleichzeitig 
aber auf die Notwendigkeit einer geringeren pri
vaten Nachfrage hin.

Da die privaten Investitionen aber gerade für 
eine möglichst schnelle und wirksame Anpassung 
an die gewandelten Strukturen erforderlich sind, 
bliebe nur eine Einschränkung der bisherigen 
Entwicklung des privaten Konsums. In diese Rich
tung zielen wohl auch die Beibehaltung des Sta
bilitätszuschlags, die partiellen Fahrverbote für 
PKW und die mittelfristig hinausgeschobene Reali
sierung der vorgesehenen Erieichterungen im Be
reich der Einkommensteuer. Die Forcierung der 
Investitionen dürfte jedoch nicht ohne weitere 
Preissteigerungen möglich sein, wenn die Verrin
gerung des Güterangebots über die zunächst von 
der Ölkrise direkt betroffenen Branchen hinaus
geht.

Wenn nun die Expansion des Staatssektors 1974 
bei 10,5 %  liegen wird und das Bruttosozialpro
dukt nominal lediglich um 7 bis 8®/o zunimmt, 
wäre außerdem eine erhebliche relative Ausdeh
nung des staatlichen Sektors zu erwarten. Die 
Finanzierung eines solchen höheren Staatsanteils 
scheint durchaus möglich zu sein. Sicheriich wer
den aufgrund der vorauszusehenden verminder
ten Wirtschaftstätigkeit 1974 die Steuereinnah
men geringer sein als vorausgeschätzt. Eine Er
höhung der staatlichen Verschuldung wird beson
ders dann die Möglichkeiten einer weiteren Preis
steigerung erhöhen, wenn die Ölverknappung das 
Wachstum des Güterangebots merklich mindern 
sollte.

Schwerfällige Instrumente

Bei dem heutigen Informationsstand läßt sich noch 
nicht übersehen, ob die vorgesehene Struktur der 
Staatsausgaben wesentliche Änderungen erfahren 
wird. Das hängt auch davon ab, bis zu welchem 
Grad die angedeutete staatliche Investitionspolitik 
realisiert werden kann.

Die Personalausgaben werden von den bevor
stehenden Verhandlungen über Besoldungserhö
hungen geprägt werden. Dabei läßt sich jedoch 
absehen, daß diese Erhöhungen nicht wesentlich 
über die angenommene nominelle Steigerungs
rate des Bruttosozialproduktes hinausgehen wer
den, so daß in der Tat nur mit einer angenäherten 
Konstanz des realen Einkommens der öffentlich 
Bediensteten zu rechnen sein dürfte. Aufgrund der 
möglicherweise sehr unterschiedlich auftreten
den Verknappung des Produktionsfaktors öl könn

ten sich auch Verschiebungen In der Funktions
struktur der staatlichen Ausgaben ergeben. Ins
besondere bei Ausdehnung des Zeithorizonts auf 
die mehrjährige Finanzplanung scheinen jedoch 
solche Überlegungen noch verfrüht zu sein. Die 
beschlossenen Zahlungen von Zuschüssen zu den 
Heizungskosten für Wohngeldempfänger könnten 
Vorläufer sein für noch zu gewährende Subven
tionen an sektoral oder regional besonders von 
der ölverknäppung betroffene Unternehmungen.

Hier sei nochmals auf die Schwierigkeiten hinge
wiesen, denen sich die politischen Entscheidungs
träger im Rahmen einer stark differenzierenden 
Expansionspolitik gegenübersehen. Die bisher 
erwogenen Maßnahmen scheinen ein zu grobes 
Instrument zu sein. Andererseits ist eine auf ein
zelne Unternehmungen abgestellte Politik äußerst 
schwerfällig zu handhaben. In extremen Fällen 
könnten solche Förderungsprogramme dann wohl 
auch nur erfolgreich durchgeführt werden, wenn 
sie gleichzeitig eine Steuerung der Ölversorgung 
einschließen.

Strukturelle Anpassungsprobleme

Zum gegenwärtigen Zeitpunkt ist auch noch nicht 
zu überblicken, ob die bisherigen Prioritäten be
sonders im Bereich der angestrebten Reformen 
unverändert bleiben können. Begrenzend werden 
kaum die Finanzierungsmögüchkeiten wirken, viel
mehr wird bei allen staatlichen Aktivitäten die 
Belastbarkeit der vorhandenen Ressourcen zu 
prüfen sein. Eine Minderung des Beschäftigungs
risikos könnte dabei oftmals den Vorrang ver
dienen vor der Durchführung bestimmter Reform
programme. Das zeitliche Vorziehen oder Strek- 
ken von Infrastrukturmaßnahmen muß sinnvoller
weise auch unter dem Aspekt der aktuellen Dring
lichkeit analysiert werden; die Infrastrukturein
richtungen stehen in einem Komplementaritäts
verhältnis zu bestimmten privaten Leistungen, die 
eventuell nunmehr nur noch vermindert erbracht 
werden.
Insgesamt bietet sich Anfang 1974 das Bild einer 
bei stark eingeschränkter Information vorsichtig 
tastenden Finanzpolitik. Es wäre schon eine Über
raschung, wenn die bisher recht groben Instru
mente so eingesetzt werden könnten, daß die 
zurückgehende Nachfrage mit dem nachlassen
den Angebot zur Deckung gebracht wird oder 
daß eine gezielte Angebotsausweitung tatsächlich 
schnell realisiert werden kann. Schwerfälligkeit 
der Instrumente und auch technisch bedingte 
längerfristige Anpassungsprozesse werden somit 
wohl zu steigender Beschäftigungslosigkeit bei 
kaum zu vermindernder Inflationsrate führen. Auch 
eine Erhöhung der Ölanlieferungen bei stark stei
genden Preisen würde diese strukturellen Schwie
rigkeiten nicht In jedem Fall beseitigen.
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